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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Mit 27 zu 6 Stimmen (2 Enthaltungen) sprach sich der Ständerat in der Herbstsession
2021 für eine Motion seiner WBK-SR aus, die eine verbesserte berufliche Integration
von spät zugewanderten Jugendlichen und jungen Erwachsenen bezweckte. Für die
Kommission hatte Benedikt Würth (mitte, SG) vorgerechnet, dass es zum gegebenen
Zeitpunkt in der Schweiz rund 15'000 Jugendliche und junge Erwachsene mit
Ausbildungsbedarf gebe – besonders betroffen seien junge Frauen. Die vom Bund
kürzlich unternommenen Förderungsmassnahmen – namentlich das bis 2024 befristete
Pilotprogramm «Integrationsvorlehre Plus (INVOL+)», das seit Sommer 2021 auch auf
dem regulären Weg zugewanderten Personen aus EU/EFTA-Staaten und Drittstaaten
offen steht – seien zu verstetigen und die Kantone bei der Finanzierung von weiteren
Massnahmen zur Förderung der Berufsbildungsfähigkeit zu unterstützen. Der Bundesrat
hatte die Ablehnung der Motion beantragt. Im Ratsplenum erläuterte Bundesrätin
Keller-Sutter, dass es aufgrund bisheriger Erkenntnisse auch die Intention des
Bundesrates sei, das Programm INVOL+ zu verstetigen. Nicht einverstanden sei man
indes mit der Forderung nach zusätzlichen finanziellen Beiträgen durch den Bund über
das Programm hinaus. Mit seinem zustimmenden Beschluss nahm der Ständerat das
Anliegen einer 2019 im Nationalrat gescheiterten Motion der WBK-SR wieder auf. 1

MOTION
DATUM: 23.09.2021
MARLÈNE GERBER

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Die EO ermächtigt die Kantone explizit in Artikel 16h, ausgebautere Varianten des 14-
wöchigen Mutterschaftsurlaubs zu beschliessen. Eine ebensolche Regelung verlangte
eine Standesinitiative aus dem Kanton Jura: Sie wollte den Kantonen im Gesetz explizit
die Kompetenz gewähren, über weitergehende Bestimmungen zum bestehenden
Vaterschaftsurlaub oder über die Einführung eines Elternurlaubs auf ihrem
Kantonsgebiet zu befinden, die nicht nur für öffentlich-rechtliche, sondern auch für
privatrechtliche Arbeitsverhältnisse Gültigkeit hätten. Im Ständerat, der die
Standesinitiative des Kantons Jura beriet, dominierten juristische Fragen. Benedikt
Würth (mitte, SG) bestätigte für die Kommissionsmehrheit, dass im vorliegenden Fall
nicht klar sei, ob hier ein öffentliches Interesse vorliege, das vom Bund nicht
abschliessend geregelt werde. Sollte ein solches vorliegen – argumentiert werden
könnte etwa mit dem Kindeswohl oder der Gleichstellung zwischen Mann und Frau –,
erübrige sich eine explizite Kompetenzgewährung, da die Kantone so bereits die
Möglichkeit hätten, in ihrem Kompetenzbereich öffentlich-rechtliche Normen zu
beschliessen. Für den Fall, dass ein öffentliches Interesse verneint würde, könnte nur
eine explizite Erwähnung im Gesetz die rechtliche Unsicherheit beseitigen. Genau die
Beseitigung dieser Unsicherheit durch Folgegeben verlangte eine Minderheit Baume-
Schneider (sp, JU) und betonte, dass es nicht um die finanzielle Unterstützung einer
kantonalen Regelung durch den Bund gehe. Sie verwies dabei auf verschiedene
laufende Bestrebungen in unterschiedlichen Kantonen – neben ihrem eigenen Kanton
in den Kantonen Tessin, Genf und Bern –, die allesamt vor dieser rechtlichen
Unsicherheit stünden. Mit 25 zu 13 Stimmen bei einer Enthaltung folgte der Ständerat
seiner Kommissionsmehrheit und gab der Initiative keine Folge. 2

STANDESINITIATIVE
DATUM: 20.09.2021
MARLÈNE GERBER

1) AB SR, 2021, S. 959 ff.
2) AB SR, 2021, S. 888 f.
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